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Mit der Ansiedlung der EZB und nicht zu­
letzt auch der Bankenaufsicht sieht der 
Autor den Finanzplatz Frankfurt gestärkt. 
Aber bei aller Einsicht für vernünftige 
Maßnahmen der Bankenregulierung will er 
für die Branche ein Level Playing Field ge­
währleistet und mögliche Regulierungs­
arbitrage vermieden sehen. Mit Blick auf 
die Vielzahl der regulatorischen Einzelrege­
lungen plädiert er für eine ergebnisoffene 
Bestandsaufnahme und den Mut, uner­
wünschte Wechselwirkungen wieder zu 
revidieren. Diesen Maßstab legt er auch für 
die Suche nach einem neuen Gleichgewicht 
beim Verbraucherschutz an. (Red.)

Aus der politischen Sicht will ich Ihnen 
eine Einschätzung und einige Hinweise 
geben, wie sich die Kreditwirtschaft wei­
terentwickelt. Wenn Sie freilich die Erwar­
tungshaltung haben, daraus ein umfassen­
des Gebäude erkennen oder ableiten zu 
können, wie sich Politik die künftige Kre­
ditwirtschaft vorstellt, muss ich Sie leider 
enttäuschen. Denn ich hänge nach wie vor 
der These an, dass am Ende die Politik nur 
Rahmenbedingungen zu setzen hat und 
nicht glauben sollte, selbst die letzte Weis­
heit zu haben. Politik ist genauso fehlbar 
und irrtumsfähig wie jede andere gesell­
schaftliche Gruppierung. Das müssen wir 
uns bei so mancher Debatte über Perfekti­
on von Regulierung auch immer wieder 
selbst vor Augen führen. Wenn ein Teil un­
serer Gesellschaft, die am Diskurs teil­
nimmt, für sich in Anspruch nimmt, sozu­
sagen ein höheres Maß an inhaltlicher 
Wahrheit für sich gepachtet zu haben, 
dann wird die Debatte in der Summe 
schwierig. 

Nach meiner Einschätzung befinden wir 
uns in einer nicht mehr ganz so schwieri­
gen Situation wie noch vor einigen Jahren, 
und es hat, nachdem die große Finanz­
marktkrise vor sieben Jahren ausbrach, in 
den letzten Jahre eine ganze Reihe von 
positiven Entwicklungen gegeben. Eine da­
von kann man beobachten, wenn man in 
diesen Tagen über die Straßen Frankfurts 
fährt und große Lkws sieht, die mit Um­
zugskisten beladen sind. Dann besteht eine 
hohe Wahrscheinlichkeit, dass das den ge­
rade laufenden Umzug der Europäischen 
Zentralbank in ihr neues Gebäude betrifft. 
Die Ansiedlung der EZB hier in Frankfurt 
war ein Meilenstein für die Stadt, für 
Deutschland, für die Mitte Europas. Und 

auch die Ansiedlung der Bankenaufsicht 
ist wahrscheinlich ein nicht hoch genug zu 
bewertender weiterer Meilenstein in Frank­
furt. 

EZB und Bankenaufsicht als  
Meilensteine für Frankfurt

Als die ersten Stresstests durchgeführt 
wurden und wir als Land, als Miteigentü­
mer der Landesbank Hessen-Thüringen – 
wie wir glauben – ein bisschen zu Unrecht 
in den Fokus der Betrachtung der europäi­
schen Bankenaufsichtsbehörde in London 
gekommen sind, da haben wir ein Gefühl 
mitgenommen, das in der Frage mündete: 
Was passiert, wenn die Beaufsichtigung 
der Banken dauerhaft aus London auf uns 
hereinprasselt? Insofern war und ist es 
wichtig, die EZB hier in Frankfurt zu ha­
ben, und zwar jenseits aller strukturellen 
Fragen, ob Geldpolitik und Aufsicht in 
einer Institution wirklich hinlänglich zu 
trennen sind. Nebenbei bemerkt bietet un­
sere Bundesbank an dieser Stelle jahrzehn­
telang ein gutes Beispiel für eine erfolgrei­
che Trennung beider Bereiche, ohne dass 
es ständig zu Diskussionen kam. 

Die Ansiedlung der europäischen Aufsicht 
hier in Frankfurt ist ein nicht zu über­
schätzender Vorteil für die nächsten Jahre 
und Jahrzehnte. Und auch so wandeln sich 
die Zeiten. Sie hätten vor der großen Fi­
nanzmarktkrise kaum einen Politiker ge­
funden, der den Mut gehabt hätte zu sa­
gen, Regulierungshauptstadt Europas zu 
sein, ist ein Marktvorteil. Vor der großen 
Finanzmarktkrise wären wir alle gebeten 
worden, dieses Wort nie in den Mund zu 
nehmen, weil es eher als eine Wettbewerbs­
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schädigung verstanden worden wäre. So 
ändern sich die Zeiten. Aber ich glaube, es 
ist für unsere Kreditwirtschaft von hohem 
Nutzen, Tür an Tür mit der zuständigen 
Aufsichtsbehörde zu sein. Und ich sehe und 
erlebe in vielen Gesprächen, wie Banken 
aus dem Ausland versuchen, ihre Präsenz in 
Deutschland für die Zukunft zu stärken, um 
den direkten Zugang zur Aufsichtsbehörde 
in Frankfurt zu haben. Das ist ohne Zweifel 
aus anderen Städten in Europa schwieriger 
zu verwirklichen. Insofern dürfen wir uns 
glücklich schätzen, die Europäische Ban­
kenaufsicht in Frankfurt zu haben.

Kreditwesengesetz als Rahmen

Bevor ich nun auf die aktuellen Herausfor­
derungen aus Sicht der hessischen Politik 
eingehe, noch zwei oder drei Vorbemerkun­
gen. Bismarck ist hier schon zitiert worden: 
Ende des 19. Jahrhunderts hat die Kodifi­
zierung der Gewerbefreiheit in Deutsch­
land vielfältige ökonomische Möglichkeiten 
eröffnet. Das gilt natürlich auch für ein 
Gewerbe, das darin besteht, den Leuten, die 
im Moment ihr Geld nicht brauchen, anzu­
bieten, dieses entgegenzunehmen und es 
in der nächsten Sekunde anderen zu ge­
ben, die gerade den Bedarf haben. So ver­
einfacht kann man die Funktion von Ban­
ken vielleicht beschreiben. Gleichwohl hat 
der Gesetzgeber sehr früh gemerkt, dass 
das ein für beide Seiten durchaus risiko­
geneigtes Geschäft ist und hat deshalb re­
gulierend eingegriffen. Vor allem der lang­
fristige Charakter des Verhältnisses von 
Anlegern und Investoren zu ihren Banken 
musste institutionell beaufsichtigend ab­
gesichert werden, um das notwendige Maß 
an Vertrauen zu gewährleisten. 

Das Ergebnis war das Kreditwesengesetz. 
Dieses KWG gibt es bis heute, auch wenn 
es geringfügig anders aussieht als bei sei­
ner erstmaligen Kodifizierung. Am Ende ist 
aus der Gewerbefreiheit für die Banken ein 
exklusiver Club geworden. Bankgeschäfte 
durfte und darf nur derjenige betreiben, 
der genau diese Regeln erfüllt, die das Kre­
ditwesengesetz vorgibt. Insofern war das 
sozusagen eine Spezifizierung bestimmter 
Geschäfte auf eine bestimmte, besonders 
beaufsichtigte Gruppe von Teilnehmern an 
unserem Wirtschaftsleben. 

Deutsche Tradition ist es, darauf aufbau­
end, gerade in der Unternehmensfinanzie­
rung stets gewesen, sich bei seinen Finanz­
fragen fast immer auf die eine, maximal 

zwei Hausbanken zu verlassen. Das gilt ge­
rade auch im Mittelstand. Wenn man Geld 
brauchte, ging man zu seiner Bank, holte 
sich einen Kredit, tätigte seine Investition, 
zahlte seinen Kredit, wenn es klappte, brav 
wieder zurück und handelte bei der nächs­
ten Investition wieder genauso. Das hat 
sich in Deutschland sehr bewährt, aber in 
den letzten 20 Jahren ist ein grundlegen­
der Wandel eingetreten. Einerseits schauen 
die Unternehmen selbst auf andere Finan­
zierungswege, auf der anderen Seite haben 
die Banken, um ihr Gesamtrisiko ein Stück 
zu diversifizieren, ihre Einzelrisiken, die sie 
sich in Haus holen, durch Verbriefungen 
weiter verteilt. Bedauerlicherweise ist das 
Instrument der Verbriefung durch die 
große Finanzkrise in ihrem Ruf signifikant 
geschädigt worden. Daran leiden wir bis 
heute. Auf der anderen Seite ist es schlicht 
ausgesprochen vernünftig, Risiken nicht an 
einer Stelle als Klumpen erscheinen zu las­
sen, sondern auf möglichst viele Schultern 
zu verteilen. Nur die Transparenz hat eben 
gefehlt und hat die Probleme ausgelöst, 
die wir alle kennen.

Eigenkapitalquote des deutschen 
Mittelstandes gestiegen

Vor diesem Hintergrund hat sich in den 
letzten Jahren die Eigenkapitalstruktur der 
deutschen Wirtschaft sehr zum Vorteil der 
Unternehmen verändert. An dieser Stelle 
waren wir immer sehr, sehr schwach. Wir 
haben Jahrzehnte des Wachstums fremd­
finanziert, nicht über Eigenkapital. Aber 
selbst in den Jahren der großen Krise ist 
die Eigenkapitalquote des deutschen Mit­
telstandes gestiegen und mittlerweile in 
der Größenordnung von 20 Prozent ange­
kommen. Da hat sich viel bewegt, hat aber 
auch dazu geführt, dass es bei der Finan­
zierung der Unternehmen Konkurrenz ge­
geben hat. Der Bankkredit ist zwar immer 
noch die dominierende Form der Finanzie­
rung der Unternehmen, das ist sicherlich 
richtig. Aber die Entwicklung hat in jüngs­
ter Zeit dazu geführt, dass sich umgekehrt 
die Banken, die Unternehmensfinanzierun­
gen anbieten, um eine bestimmte Gruppe 
von Mittelständlern scharen, sie liebevoll 
mit Heerscharen von Beratern in konzent­
rischen Kreisen umgeben und um diese 
Kundschaft buhlen. 

Aber ein Teil der potenziellen Kundschaft, 
die diesen leichten Zugang zu den Kun­
denberatern, die ihnen die Türen einren­
nen nicht hat, hat es bei ihrer Refinanzie­

rung durchaus nicht immer ganz leicht. 
Deshalb habe ich mich immer dafür einge­
setzt, bei der Frage von Basel III und CRD IV 
die Risikogewichtung von Klein- und 
Kleinstdarlehen, zum Beispiel für Handwer­
ker, soweit nach unten zu nehmen, dass 
auch diese eine Chance haben, sich ordent­
lich zu refinanzieren, weil die Handwerker 
um die Ecke eben nicht die Refinanzie­
rungsmöglichkeiten auf dem großen Kapi­
talmarkt haben. 

Wechselwirkungen zwischen 
Regulierungsmaßnahmen analysieren

Das führte auf der anderen Seite dazu, 
dass uns jüngst die EU-Kommission ins 
Stammbuch geschrieben hat, die Diversifi­
zierung der Unternehmensfinanzierung 
sehr viel stärker voranzutreiben. Auf den 
ersten Blick ist das kein schlechter Gedan­
ke – ich will auch nicht missverstanden 
werden als jemand, der diesen Hinweis in 
besonderer Weise kritisieren will – nur 
müssen wir an einer Stelle aufpassen. Wir 
dürfen bei der Vielfalt der möglichen Fi­
nanzierungsinstrumente nicht zu einer 
Schieflage in der Frage der Risikobetrach­
tung kommen. Was meine ich damit? 
Schaffen wir es, auch wenn die Bedeutung 
von Finanzierungswegen außerhalb des 
klassischen Bankensektors aufrechterhal­
ten bleibt oder gar verstärkt wird, dass der 
Grundsatz „gleiches Geschäft, gleiche Risi­
ken, gleiche Aufsichtsintensität“ gewahrt 
werden kann? Darin liegt eine der zentra­
len Sorgen. Auf der einen Seite bedenken 
wir den Bankenteil, also die Gewerbetrei­
benden, die wir einst im KWG zusammen­
gefasst haben, mit einem enormen Maß an 
Regulierungen an den unterschiedlichsten 
Ecken und Enden. Aber nebenbei entste­
hen Finanzierungsinstitutionen, Schatten­
banken oder wie auch immer wir sie nen­
nen wollen, deren Regulierungsstandards 
so viel niedriger sind, dass sie am Ende al­
lein deshalb günstigere Konditionen anbie­
ten können, weil sie an der Regulierungs­
arbitrage verdienen. 

Das ist eine der großen Herausforderungen, 
der wir uns stellen müssen, wo Politik sich 
mühen muss, dies zu verhindern. Schwer 
genug ist das, weil diese Institutionen eben 
nicht innerhalb klassischer Grenzen, ge­
schweige denn Deutschlands oder aber in­
nerhalb Europas in den Griff zu kriegen 
sind. Und die Bewegung auf der Ebene der 
G20 – die Probleme sind ja erkannt – 
schreiten nicht so schnell voran, wie wir uns 

Jeder Mensch hat etwas, das ihn antreibt.
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das allgemein gewünscht haben und auf je­
den Fall nicht so schnell wie die Regulie­
rung unseres klassischen Bankensektors. 

Darin liegt aus meiner Sicht eine der zent­
ralen Herausforderungen für die nächsten 
Jahre. Dem kann man mit zweierlei begeg­
nen. Man kann die Regulierung – ich bleibe 
bei dem Begriff Schattenbanken oder Paral­
lelbanksektor – forcieren. Und auf der an­
deren Seite brauchen wir eine europaweite 
ergebnisoffene Evaluierung dessen, was wir 
in der Bankenregulierung in den letzten 
Jahren vorangetrieben und schon umge­
setzt haben. Wenn man sich die unter­
schiedlichsten Regulierungsinstrumente seit 
der Finanzkrise anschaut, füllt das in jedem 
Institut Stapel – oder besser gesagt, Regale 
von Datenträgern. Jede einzelne Maßnah­
me hatte sicherlich wieder ihren eigenen 
durchaus berechtigten Regulierungszweck. 
Aber es ist vor allem dem Tempo der Opera­
tion geschuldet, dass in den aller seltensten 
Fällen überprüft worden ist, ob die jeweilige 
Neuregulierung konsistent zu dem passt, 
was man vorher gemacht hat. 

Und noch viel weniger intensiv sind die 
Wechselwirkungen zwischen unterschiedli­
chen Regulierungsmaßnahmen analysiert 
worden. Man hat immer draufgepackt, 
draufgepackt, draufgepackt – jeweils mit 
individuell durchaus zu rechtfertigenden 
Argumenten – das will ich überhaupt nicht 
infrage stellen. Deshalb wäre es klug, ein­
mal innezuhalten und sehr gründlich alle 
Regelungen in ihrem Zusammenwirken zu 
prüfen. Manche fordern in diesem Zusam­
menhang eine Regulierungspause. Diese 
These teile ich nicht, dafür ändern sich die 
Märkte zu schnell, für eine Pause haben 
wir keine Zeit. Aber wir müssen uns fragen, 
ob wir nicht Entscheidungen getroffen ha­
ben, die über unerwünschte Nebenwirkun­
gen ihrerseits Probleme auslösen, die so 
nicht gewollt sind und am Ende vielleicht 
zu Kollateralschäden führen. 

Wichtigster Punkt ist – und deshalb bin ich 
froh, dass der hessische Antrag im Bundes­
rat parteiübergreifend, was aus meiner  
Sicht nicht ganz selbstverständlich war, eine 
Mehrheit gefunden hat –, uns auf europäi­

scher Ebene für eine umfassende Evaluie­
rung der Bankenregulierung einzusetzen. 

Dienstleistungsfunktion der Banken

Lassen Sie mich noch einige Bemerkungen 
zu der Dienstleistungsfunktion der Banken 
machen – eine Rolle, die sich ebenfalls 
dramatisch wandelt. Der Weltspartag ist 
gerade wieder vorbei. Seine Bedeutung in 
der Dienstleistungsfunktion der Kredit­
wirtschaft hat sich gegenüber früheren 
Jahrzehnten, etwa der achtziger Jahre, als 
ich als junger Auszubildender noch hinter 
den Schaltern stand, signifikant verändert. 
Diejenigen, die man dort mit kleinen 
Plüschtieren erfreuen konnte, sind jeden­
falls quantitativ auf dem Rückzug begrif­
fen. Die Funktion der Bank ändert sich 
schnell und grundlegend, denn die jüngere 
Generation erlebt das Bankgeschäft völlig 
anders. Haben wir demnächst noch Kredit­
karten oder machen wir alles mit dem 
Handy? Welche Rolle spielt künftig die Be­
ratung? Wo und in welcher Form läuft sie 
ab? All diese Fragen müssen die Banken 

Jeder Mensch hat etwas, das ihn antreibt.
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gemeinschaftlich beantworten und sich im 
Wettbewerb untereinander und mit ande­
ren Dienstleistern messen. 

Paypal beispielsweise kommt aus einer völ­
lig anderen Richtung und ist mittlerweile 
trotzdem ein riesiger und sehr ernst zu 
nehmender Bankkonkurrent geworden. 
Auch dort stellt sich sofort wieder die Fra­
ge der Regulierungsarbitrage: Da kommen 
Leute aus einer völlig anderen Ecke und 
wollten eigentlich nur ein System schaffen, 
mit dem man bei Ebay leichter einkaufen 
kann. Und zum Schluss entsteht möglicher­
weise ein Finanzdienstleistungsunterneh­
men, das die traditionelle Kreditwirtschaft 
bedrängt. Wichtige Fragen: Ist der Wett­
bewerb auf dem Bankensektor, der diese 
Leistungen ebenfalls anbietet, gegenüber 
Wettbewerbern, die sozusagen von der 
Seite ins Bankengeschäft hineingrätschen, 
überhaupt konkurrenzfähig? Und inwie­
weit wird seine Wettbewerbsfähigkeit al­
lein durch die Regulierung geschmälert? 

Staatsfinanzierung

Nun noch ein paar Bemerkungen zur Rolle 
der Banken als Staatsfinanzierer: Diese 
Fragestellung ist lange vernachlässigt wor­
den. Es gibt auch viele Politiker, die bis 
heute gerne die Augen davor verschließen 
– aus dem schlichten Eigeninteresse, die 
Refinanzierungskonditionen der eigenen 
Haushalte nicht zu verschlechtern. Wir 
Hessen haben uns frühzeitig im deutschen 
Bundesrat für eine Hinterfragung der Null­
gewichtung von Staatsanleihen in den 
Risikostrukturen der Banken eingesetzt. 
Damit bin ich im Finanzausschuss des Bun­
desrats angesichts gewaltiger Widerstände 
untergegangen. Das war ein sehr erhellen­
des Erlebnis. Mittlerweile gibt es den einen 
oder anderen, der auf die Idee kommt, 
vielleicht haben die Hessen ja doch recht 
gehabt — das ist dann allenfalls eine späte 
Genugtuung. 

Trotzdem ist es ein Punkt, den wir weiter 
auf der Agenda behalten müssen. Denn na­
türlich bleibt die Frage, ob es genug Kapital 
gibt, das die Banken für die Realwirtschaft 
zur Verfügung stellen? Die Antwort ist im­
mer auch ein Reflex auf die Frage: Haben 
die Banken andere Chancen, durch sehr 
günstige Refinanzierung ihr Geld anzule­
gen, sozusagen mit einfachem Aufwand 
billiger Geld zu verdienen? Und würde 
nicht eine Höhergewichtung an der Stelle 
dafür sorgen, dass man sich auf der ande­

ren Seite bei Kreditentscheidungen sorgfäl­
tiger überlegt, ob es dort nicht rentierlicher 
ist, entsprechende Kreditentscheidungen zu 
treffen? Hier müssen wir uns in den nächs­
ten Jahren auf der anderen Seite bewegen 
und gegebenenfalls behutsam entspre­
chend nachsteuern, damit wir unsere 
Staatsfinanzierung nicht kaputt machen. 

Lassen Sie mich als letztes noch das Stich­
wort Verbraucherschutz aufgreifen. Banken 
sind traditionell – ich habe den Weltspartag 
erwähnt – der Erstkontakt der Bürger mit 
der Finanzwelt. Dieser Erstkontakt prägt al­
ler Erfahrung nach sehr häufig die Ein­
schätzung und Einstellung zur Finanzwelt 
für die Dauer eines Lebens. Wer sich als Ju­
gendlicher mit dem Schaltermitarbeiter 
nicht versteht, nimmt das für den Rest sei­
nes Lebens mit. Wer als erstes sein Auto mit 
der Bank finanziert hat und sich gut bera­
ten vorkommt, hat eine andere Vertrauens­
basis zu seiner Bank, eine andere Einstel­
lung, als wenn er sich schlecht behandelt 
vorkommt. Aber das war uns ja nicht ge­
nug. Wir haben in den vergangenen Jahren 
intensiv Verbraucherschutzpolitik betrieben 
und versucht, die Menschen vor falscher 
Beratung zu schützen. Das Ergebnis sind 
bekanntlich Berge von Papier, die man un­
terschreiben muss, bevor man einen Mitar­
beiter überhaupt jenseits der Tasse Kaffee 
zu einer Aussage bewegen kann. 

Fühlen Sie sich dadurch besser geschützt, 
wenn Sie ihre finanziellen Angelegen­
heiten selbst regeln? Das Informationsma­
terial kann niemand ernsthaft vollständig 
durchlesen und zu einem Ergebnis und ei­
ner abgewogenen Entscheidung führen. 
Am Ende ist es heute viel mehr zu einer 
Vertrauensfrage geworden, zu wem man 
geht, wem man traut, bevor man seine 
Verträge am Ende mehr oder weniger 
Blanko unterschreibt. Das Ganze ist noch 
mehr zu einer Vertrauensfrage geworden 
als es das in den früheren Jahren je war. 

Neues Gleichgewicht gesucht

Die Erklärung ist naheliegend. Der Verbrau­
cherschutz kommt eben nicht originär aus 
den politikvorbereitenden Ministerien mit 
Zuständigkeiten für die Kreditwirtschaft, 
sondern er hat seine Ursprünge in Gesund­
heitswirtschaft, Landwirtschaft und Ernäh­
rung. In seinen Anfängen hat der Ver­
braucherschutz vorgeschrieben, was auf 
der Milchtüte zu stehen hat und welche 
Informationen die Beipackzettel für die 

Medikamente enthalten müssen. Deshalb 
hat man bei den Begleitunterlagen von 
Bankprodukten bis heute oft den Eindruck 
einer Mischung aus einem Beipackzettel 
für Medikamente und der Milchtütenauf­
schrift. Derzeit gilt das Motto: Je mehr man 
darauf schreibt, desto höher ist die Trans­
parenz und der Informationsgrad der Be­
troffenen. De facto ist das eine Gewissens­
verlagerung von der Politik auf Papier, um 
sagen zu können, wir haben doch alles un­
ternommen, die Verbraucher zu schützen. 
Dabei wird nicht oder kaum darauf Rück­
sicht genommen, dass die Verbraucher in 
ihrer Fähigkeit die Dinge zu erfassen mög­
licherweise nicht so uneingeschränkt, fä­
hig, willens und in der Lage sind, diese gan­
zen Texte überhaupt zu lesen, geschweige 
denn sie auch noch zu verstehen. 

An dieser Stelle müssen wir zu einem neuen 
Gleichgewicht kommen. Wir haben mittler­
weile eine Dimension von Regulierungsnot­
wendigkeiten erreicht, die keiner Seite gut 
tut. Der Kunde hat ein komisches Gefühl: 
was habe ich da alles unterschrieben? Der 
Berater wähnt sich immer mit halbem Fuß 
in der Schadenersatzfragestellung, sieht 
sich gleichwohl dem Vertriebsdruck seines 
Instituts ausgesetzt – quasi als Punching 
Ball in der Mitte. All das ist keine gute Ent­
wicklung. Hier müssen wir ebenfalls eine 
saubere Analyse dessen machen, was Bera­
tung bringt und was sie leistet und auch 
nicht leisten kann. Auf dieser Basis muss es 
dann in den nächsten Jahren zu einer Revi­
sion der heutigen Gesetzgebung kommen.

Ich denke, es ist deutlich geworden, dass 
das Bankgeschäft aufgrund der veränder­
ten Bedingungen der Realwirtschaft neuen 
Anforderungen unterliegt. Die Veränderun­
gen sind allerdings nicht abgeschlossen.

Die Politik sollte bei allen anstehenden 
Maßnahmen auf eine sachgerechte und 
ausgewogene Vorgehensweise achten. Es 
kann nur im Interesse aller Beteiligten sein, 
dass die Banken ihre Finanzierungsfunkti­
on für die Realwirtschaft und die Dienst­
leistungsfunktion für den Bürger in vollem 
Umfang weiter wahrnehmen können.

Der Beitrag basiert auf einer Rede des Autors 
anlässlich der 60. Kreditpolitischen Tagung 
„Die Zukunft der Kreditwirtschaft“ der ZfgK 
am 7. November 2014.

Die Zwischenüberschriften sind von der Re­
daktion eingefügt.
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